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Roland Angerer 
" ... EINE HAND MEHR STIEHLT ALS DIE ANDERE GIBT" 
Die Entwicklungspolitik der Europäischen Gemein­
schaft (EG) 

"Man zieht den Entwicklungsländern 100 Mark aus der einen Tasche und steckt 
In die andere 20 Mark wieder herein. Unterm Strich hat man also 80 Mark heraus­
gezogen. Man spricht aber nur von den 20 Mark, die man ihnen in die Tasche 
steckt und nennt diese 'Wirtschaftshilfe'." 

Diese Kritik des lateinamerikanischen Wirtschaftswissenschafters Franz J. HIn­
kelammert wird von der EG selbst bestätigt: '". tatsächlich kommen auf jeden dem 
Süden gegebenen Dollar für EntwiCklungshilfe neun Dollar Exporterlös:2 Als 
Rechtfertigung dient der Verweis auf die beiden übrigen Giganten der weltwirt­
schaftlichen Dreifaltigkeit: Die USA holen sich das fünfzehnfache, die Japan gar 
das einundzwanzigfache ihrer Entwicklungshilfe aus der Dritten Welt zurück. 

Mit dem Exportinteresse ist also ein Motiv dafür benannt, daß die EG Ent­
wicklungspolitik betreibt. Ein zweiter Aspekt lieg t In der SICherung der Rohstoff­
versorgung. 1982 kamen 85 Prozenl der EG-Rohstofflmporte aus der Dritten 
Welt.3 Das Hauptinteresse liegt auf der Energieversorgung, vor allem mit Erdöl, 
sowie einer Reihe strategischer Bodenschätze: "Wenn aber Afrika zur sicheren 
und stetig fließenden Versorgungsquelle der EG werden soll, braucht es massi­
va Finanzspritzen, damit es seine Vorkommen erforschen und seinen Bergbau 
modernisieren kann.,,4 

Historisch argumentierend kann man als drittes Motiv die Entwicklungspolitik als 
Fortsetzung des Kolonialismus mit anderen Mitteln betrachten. Vor allem Frank­
reichs 'Eurafrique'-Konzept - die Angliederung der überseeischen Kolonien an die 
europäische Wirtschaft - fand Eingang in die EG-GrÜndungsverträge. Souliy F. 
N'Tani verweist auf die geistigen Wurzeln dieses Konzepts: Im 17. Jahrhundert be­
trachtete man Afrika als Halbinsel von Europa. 5 

Der Begriff Entwicklungspolitik wird im folgenden weit gefaßt. Nach einer Dar­
stellung der EG-Entwicklungszusammenarbelt im engeren Sinne - wobei aus­
schließlich die EG als supranalionales Gebilde betrachtet wird, die einzelnen Mit­
gliedsstaaten außer acht bleiben - werden die Handels- und Agrarpolitik als we­
senHIche Rahmenbedingungen der Nord-Süd-Bezlehungen Europas sowie die 
Aktivitäten der transnationalen Konzerne und die Rolle der EG In der Verschul­
dungskrise behandelt. Hierbei treten die EG-Mitgliedsstaaten zwangsläufig wieder 
In den Vordergrund. 

1. Die Entwicklungszusammenarbeit der EG 

Vorweg eine demokratiepolitische Vorbemerkung: Die EG Ist kein Zu­
sammenschluß karitativer Sozialinitativen, sondern ein Zweckbündnis zur Nutzung 
der ökonomischen Synergleeffekte eines großen WIrtschaftsraumes. Im Gegen­
satz zu Ihren nationalstaatlich vertaßten Mitgliedern, deren Regierungen sich zu-
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mindest in regelmäßigen Abständen einer Wahl durch das Volk stellen müssen, ist 
die Institution EG keiner direkten demokratischen Kontrolle unterworfen. 

Die 17 Mitglieder der Europäischen Kommission werden von den Mitglieds­
staaten ernannt. Sie üben die legislative und exekutive Gewalt aus. Ein Kommissar 
ist lür die Entwicklungspolitik zuständig. Der EG-Ministerrat, ein Gremium der 
Fachminister aus den einzelnen Ländern, fungiert als oberste Entscheidungsin­
stanz, ist aber auf die Vorlagen der Kommission angewiesen. Die direkt von der 
Bevölkerung gewählten 518 Abgeordneten des Europäischen Parlaments können 
lediglich Vorschläge einbringen und verfügen in geringem Ausmaß über Kontroll­
und Mitbestimmungsbefugnisse im Budgetbereich. 

Die Entwicklungspolitik der EG ist nicht vergemeinschaftet, d.h. die EG als su­
pranationale Körperschaft tritt neben den Nationalstaaten als zusätzlicher Akteur in 
den Nord-Süd-Beziehungen auf. Die öffentliche Entwicklungshilfe (Official Deve­
lopment Assistance - ODA) der EG betrug im Jahre 1988 rund 2,6 Milliarden US­
Dollar.

6 
Der EG-Anteil umfaßt ein Achtel der gesamteuropäischen Entwickl­

ungshilfeleistungen, und ist etwa gleich groß wie der britannische, aber kleiner als 
der französ~sche fJ Milliarden US-Dollar) oder der bundesdeutsche (4,7 Milliarden 
US-Dollar). Die EG stellt rund 6 Prozent ihres Budgets für Entwicklungshilfe zur 
Verfügung. Rund die Hälfte des Geldes fließt in die Staaten Afrikas, der Karibik 
und des Pazlfik (AKP-Staaten), die mit der EG die sogenannten Lome-Verträge ab­
geschlossen haben. 

Mit 97 Prozent besteht fast die gesamte EH aus nicht-rückzahlbaren Zuschüs­
sen. Zwei Drillei gehen in Entwicklungsvorhaben, 21 Prozent werden als Nah­
rungsmittelhilfe geleistet. Die EG hält sich zugute, daß ein Fünftel ihrer Hilfe für die 
Agrarproduklion vorgesehen ist, doch während der Laufzeit von Lome 11 (1980 bis 
1985~ ging ein Drittel davon für den Anbau von Cash Crops in die Exportförde­
rung. 

Die Entwicklungspolitik der EG ist stark nach Ländergruppen hierarchisiert und 
durch ein Netzwerk von multi- und bilateralen Verträgen abgesichert. Bevorzugte 
Behandlung genießen die AKP-Staaten als Unterzeichner des Lome-Vertrages. 
Sonderregelungen gibt es ebenfalls mit den Mittelmeeranrainerstaaten des 
Maghreb und Mashrek. Mit den nicht-assoziierten übrigen Ländern Lateinamerikas 
und Asiens sind teilweise Einzelkooperationsabkommen in Kraft. 

1.1. Der Vertrag von Lome 

Bei der Gründung der EG bestanden Frankreich und Belgien darauf, ihre dama­
ligen Kolonien in den europäischen Integrationsprozeß miteinzubeziehen.9 Nach 
deren Unabhängigkeit wurden die neuen Staaten durch den Vertrag von Jaunde 
(Kamerun) weiter an die Gemeinschaft gebunden. Als Großbritannien der EG bei­
trat und eine ganze Reihe ehemaliger Kolonien in die Verbindung einbrachte, wur­
den neuertiche Assoziierungsverhandlungen notwendig. 1975 unterzeichneten 
schließlich 46 Staaten Afrikas, der Karibik und des Pazifik in Lome, der Hauptstadt 
Togos, jenen ersten Vertrag (Lome I) mit der EG, der nach wie vor als Kern- und 
Prunkstück der EG-Entwicklungspolitik gilt. 

Obwohl Lome für viele Entwicklungsländer niegekannte Vorteile in den Wirt­
schaftsbeziehunge~ mit Europa brachte, muß man die Entstehung des Vertrags­
werkes vor dem hlstoTischen Hintergrund sehen. Nach der Erdölkrise zu Beginn 
der siebzIger Jahre und durch Ihr geschlossenes Auftreten war die Verhandlungs-
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macht der Dritten Welt so stark, daß sie in verschiedenen UN-Gremien das Projekt 
einer Neuen Internationalen Wirtschaftsordung (NIWO) -. mit einer weitreichenden 
Neugestaltung der weltwirtschaftlichen Beziehungen - auf die Tagesordnung set­
zen konnte. Die Lome-Verhandlungen boten den (europäischen) Industrieländern 
die Chance, Zugeständnisse anzubieten, um das Gesamtkonzept der NIWO ab­
schmettern zu können. Insofern erhält die EG-Einschätzung, Lome sei "das ausge­
klügeltste Instrument einer Zusammenarbeit, das je erdacht wurde"'o noch eine 
andere Bedeutung. 

Der weitere Verlauf des Lome-Prozesses macht diese Einschätzung ebenfalls 
deutlich. Er ist die Geschichte des zunehmenden Einflusses der EG auf die Politik 
der mittlerweile auf 69 angewachsenen AKP-Staaten, die sich bei den Verhandlun­
gen über Lome 11, Lome 111 und Lome IV jeweils deutlichen Verschlechterungen ge­
genübersahen." Heute dient das Lome-Abkommen zum Schutz des EG-eigenen 
Hinterhofs und als Bollwerk im Handelskrieg gegen die USA und Japan. 

1.1.1. Die Inhalte der Lome-Abkommen 

Marktöffnung: Den AKP-Staaten wird prinzipiell zollfreier Zugang zum EG­
Markt gewährt, und sie brauchen im Gegenzug keine Zollfreiheit für EG-Produkte 
einzuräumen. Die EG-Exporteure dürfen jedoch nicht schlechter gestellt werden 
als andere (Prinzip der Meistbegünstigung). 

Für jene Produkte, die der Gemeinsamen Agrarpolitik der EG unterliegen, gibt 
es allerdings Ausnahmeregelungen (z.B. für Rindfleisch, Mais, Reis, Getreide, Zi­
trusfrüchte etc.). Bestimmte Obst- und Gemüsesorten dürfen nur zu bestimmten 
Jahreszeiten zollfrei eingeführt werden. Eine Schutzklausel ermöglicht den EG­
Staaten, von Fall zu Fall Handeisbeschränkungen zu erlassen. Meist reicht allein 
schon die Drohung mit der Anwendung der Schutzklausel, um ein Einlenken der 
betroffenen Entwicklungsländer zu erreichen. So geschehen bei Textilien aus Cote 
d'lvoire und Mauritius sowie bei Erdbeeren aus Kenia'2 

Eine weitere Hürde für die AKP-Länder ist die sogenannte Ursprungsklausel: 
Der überwiegende Anteil der Wertschöpfung muß im EG-AKP-Raum statHinden, 
damit ein Produkt zollfrei bleibt. 

Die Argumentation der EG, daß ohnehin 99 Prozent der Produkte aus AKP­
Staaten zollfrei und ohne mengenmäßige Beschränkung eingeführt würden, stellt 
eine raffinierte Verschleierung der Tatsachen dar. Gerade weil für den Rest Zoll­
schranken und/oder Kontingentierungen bestehen, liegt der Anteil dieser Produkte 
nur bei einem Prozent. 13 

Die Marktöffnung hat auch keine Zunahme und Diversifizierung des Handels mit 
sich gebracht. Während der EG-Anteil an den AKP-Exporten in etwa gleich blieb

4 sank der AKP-Anteil am gesamten EG-Handel von 1960 bis 1987 auf die Hälfte,' 
obwohl die Zahl der Länder zunahm. Nach wie vor machen Rohstoffe, die eigent­
lich immer schon zollfrei eingeführt werden durften, 80 Prozent der AKP-Exporte 
aus. Durch den Preisverfall bei Rohstoffen in den achtziger Jahren erlitten die 
AKP-Länder einen Einnahmeverlust von rund 100 Milliarden US-Dollar.'5 Zu den 
fallenden Weltmarktpreisen trägt die EG wiederum bei, indem sie ihre Agrarüber­
schüsse zu Dumpingpreisen vermarktet und die Entwicklungsländer vom Markt 
verdrängt (vgl. Kap. Agrarpolitik). 

StabEx ist ein System zur Stabilisierung der Exporterlöse, eine "Versicherung" 
gegen Erlösschwankungen für 48 landwirtschaftliche Erzeugnisse. Ist ein AKP-
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Land zu mindestens 6 Prozent (1,5 Prozent für die LLDCs - die ärmsten Entwick­
lungsländer) vom Export eines dieser Produkte abhängig (Abhängigkeitsschwelle) 
und erleidet es einen Einnahmenrückgang von mindestens 6 Prozent (LLDCs 1,5 
Prozent) im Vergleich zu den letzten vier Jahren (Auslöseschwelle), so kann es 
Ausgleichszahlungen aus dem StabEx-Fonds beantragen. 

Ursprünglich stellte das StabEx-System einen Durchbruch in den internationa­
len Wirtschaftsbeziehungen dar, weil es erstmals einen Rechtsanspruch der Drit­
ten Welt auf Verlustausgleich festschrieb. Hinter dem Köder wurden im Lauf der 
Jahre aber einige Haken sichtbar: 

• Die StabEx-Minel waren - außer für LLDCs - rückzahlbar und vergrößerten so­
mit den Schulden berg. 

• Sie gelten nur für unverarbeitete Produkte, einige Agrarerzeugnisse sind wie­
derum ausgeklammert (Zucker, Rindfleisch, Rum, Tabak). 

• Der Ausgleichsmechanismus berücksichtigte die sich ständig verschlechtern­
den Terms of Trade nicht und garantierte keine stabilen Preise (was im NIWO­
Konzept enthalten war). 

• Die Mittel waren stets viel zu gering dotiert. So stellte Lome 11 (1980 - 1985) 
550 Millionen ECU bereit, die Ausgleichsanträge beliefen sich jedoch auf das 
Zehnfache, nämlich auf 5,3 Milliarden ECU.'6 

• Bis 1981 entfielen 88 Prozent der Ausgleichszahlungen auf nur drei Produkte 
(Kaffee, Kakao, Erdnüsse); 73 Prozent der Mittel flossen an nur fünf Staaten.' l 

• Seit Lome 111 sind bestimmte Projekte an die Zustimmung der EG gebunden, 
was verschämt als "Politik-Dialog" bezeichnet wird. 

SysMin: Das System für mineralische Rohstoffe stellt einen Fonds dar, aus 
dem Hmsprogramme und Projekte zur Erhaltung und zum Ausbau der Produktions­
kapazitäten finanziert werden. Wiederum sind eine Abhängigkeitsschwelle von 15 
Prozent (LLDCs 10 Prozent) und eine generelle Auslöseschwelle von 10 Prozent 
Voraussetzung dafür. 

Mit SysMin können einerseits die AKP-Staaten stabilere Erlöse erzielen und die 
Produktion verbessern, andererseits sichert sich die EG ein privilegiertes Rohstoff­
reservoir. Da vor allem in Afrika private Investitionen im Bergbaubereich nur spär­
lich fließen, kann über SysMin ein staatlicher Ersatz geschaffen werden. Die EG 
nimmt weitgehenden Einfluß auf die Mittelverwendung, die Empfängerländer treten 
- im Gegensatz zu StabEx - quasi als Bittsteller auf, da die EG-Kommission ihre 
Zustimmung zu Projekten verweigern kann. 

Das Zuckerprotokoll Ist eine unbefristete Vereinbarung, derzufolge die EG den 
AKP-Staaten garantiert, ihnen jährlich 1,3 Millionen Tonnen Zucker zum gleichen Preis 
abzukaufen, wie er den EG-Produzenten gewährt wird. 

Entwicklungszusammenarbeit: Die EG hebt hervor, daß unter Lome 11 rund 
40 Prozent der Mittel Projekten der ländlichen Entwicklung zugute kamen. Die 
Schwerpunkte lagen auf der Nahrungsmittelselbstversorung, der Diversifizlerung 
der Nahrungsmittelproduktion und der Erhöhung der Produktivität. In kleinerem 
Maßstab wurden Industrie, Bergbau und Energieversorgung gefördert. Daneben 
flossen nicht unerhebliche Summen in die Katastrophen- und Nahrungsminelhilfe. 

Die Kritikpunkte an der EZA der EG lassen sich wie folgt zusammenfassen: 
• 97,5 Prozent der Mittel aus dem 5. Europäischen ~ntwicklungsfonds (EEF) '6 

flossen als Aufträge in den EG-Wirtschaftsraum zurück.' 
• Die Minelauszahlung verzögert sich: Bis 1988 waren erst 10 Prozent der Gel­

der des 6. EEF ausbezahlt worden.20 

86 

• Die Nahrungsmittelhilfe dient primär dem Abbau der EG-eigenen Agrarüber-
schüsse (vgl. Kap. Agrarpolitik). • 

• Die Industrieförderung ist zu gering und bevorzugt klassische Großprojekte. 
Die Förderung von Inlrastruktur-, Bergbau- und Energieprojekten muß auch unter 
dem Gesichtspunkt der Handelsinteressen der EG (KapitalgOterexport) gesehen 
werden. 

• Als Vorleistungen werden von den Empfängerstaaten der Schutz und die För­
derung von Privatinvestitionen erwartet. Lome 111 fordert beispielsweise "klare und 
stabile, Investitionen förderliche Bedingungen", ein 'vorhersagbares uQd sicheres 
Investitionsklima" sowie bilaterale Kapitalschutzabkommen zwische" den Staa­
ten.21 

• Die Entscheidung über die Durchführung von Projekten liegt bei der EG: "Die 
Gemeinschaft trägt die Verantwor!u:!'iI dafür, die Finanzierungsentscheidungen für 
Projekte und Programme zu fällen." 

1.1.2. Lome IV 

Anfang 1990 wurde der vierte Vertrag von Lome erstmals für eine Laufzeit von 
zehn Jahren (1990 - 2000) unterzeichnet. Das Finanzprotokoll, das allerdings nur 
für fünf Jahre gilt und dann neu verhandelt werden muß, sieht eine Erhöhung der 
Mittel um 40 Prozent auf insgesamt 12 Milliarden ECU23 vor - das entspricht einem 
Betrag von ungefähr 13 DM pro Kopf und Jahr. 24 Die AKP-Staaten hatten eine we­
sentlich stärkere Erhöhung gefordert, weil der Mittelzuwachs durch internationale 
Preissteigerungen (rund 20 Prozent), das Hinzukom'!'en neuer Vertragspartner 
(Haiti, Dominikanische Republik, Namibia) und durch das Bevölkerungswachstum 
praktisch wengemacht werde. 

Der StabEx-Fonds wird um 600 Millionen auf 1,5 Milliarden ECU aufgestockt. 
Die Rückzahlungsverpflichtung fällt nunmehr weg - sie war angesichts der exorbi­
tanten Auslandsverschuldung der meisten AKP-Staaten ohnehin obsolet geworden 
- dafür übt die EG eine stärkere Kontrolle bei der Mittelverwendung aus. 

Im handelspolitischen Bereich konnten Fortschrine erzielt werden. Für Erdbee­
ren, Knollenfrüchte, Tomaten, Käse, Marmelade, Säfte und Konserven wird der Zu­
gang zum EG-Markt erleichtert. Der von der Ursprungsregel vorgeschriebene 
Wertanteil von Fertigprodukten sinkt von 60 auf 45 Prozent. Dagegen konnten sich 
die AKP-Staaten mit ihrer Forderung nach Entschuldungsmaßnahmen nicht durch­
setzen. 

Bemerkenswert ist die Festschreibung eines Exportverbots von Giftmüll in die 
AKP-Region. Eine Hintertür bietet allerdings die Vereinbarung , daß diese Exporte 
dann erlaubt sein sollen, wenn im Empfängerland die technischen Möglichkeiten 
tor ihre Behandlung geschaffen sind. Von dieser Bestimmung überhaupt nicht er­
faßt sind jene schmutzigen Industrien, die wegen zu strenger Umweltauflagen von 
Europa in die Dritte Welt ausgelagert werden . 

Heftige Diskussionen wurden über die StrUkturanpassungsprogramme von 
Weltbank und Internationalem Währungsfonds (IWF) geführt. Nachdem die EG be­
reits seit 1987 ein Sonderprogrmm im Umfang von 500 Millionen ECU zugunsten 
der hochverschuldeten AKP-Staaten in Afrika mit den beiden großen multilateralen 
Finanzinstitutionen abgestimmt hane, wurde nunmehr für Kreditlinien im Ausmaß 
von 1,15 Milliarden ECU die Strukturanpassungspolitik auch in Lome IV festge­
schrieben. Begründung: Die EG könne keine Entwicklungspolitik betreiben, die die 
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(schließlich von den EG-Staaten maßgeblich mitbestimmte!) Politik von Weltbank 
und IWF konterkariere. 

Wie stark die vorgeschriebenen Strukturanpassungsprogramme in die nationale 
Politik der Entwicklungsländer hineinregieren und wie drastisch sie sich in erster li­
nie auf die Lebensbedingungen der armen Bevölkerungsmassen auswirken sei 
kurz am Be.ispiel Sambia skizziert. Auf Anordnung des IWF strich die sambi~che 
Re~lenJng Im Dezember 1986 die Subventionen für Grundnahrungsmittel, der 
Preis für Malsmehl verdreifachte sic~ . Die städtische Bevölkerung reagierte mit Un­
ruhen, Massendemonstrationen, Plunderungen, bei denen 15 Menschen ums Le­
be~. kamen. Die Regierung sah sich gezwungen, die IWF-Maßnahmen vorläufig 
zuruckzunehmen. 

Kritik an dieser Wende in der Lome-Politik kommt nicht bloß von außen. In ei­
nem ArbeitspapIer der EG-Kommission fällt die Bewertung der bisherigen Anpas­
sungsprogramme niederschmetternd aus: Von sehr geringen wirtschaftlichen Re­
sultaten Ist da die R~de , der erwartete Aufschwung habe sich nicht eingestellt, die 
Zahlungsbilanzen hatten sich verschlechtert, die sozialen Aspekte und die Ent­
wlcklungsZiele der afnkanlschen Staaten2~eien nicht berücksichtigt worden und die 
Realeinkommen selen weiter gesunken. Und der ehemalige EG-Kommlssar für 
Entwlcklungsp?lIt~k Edgar Plsani meinte:. "Die Entwicklung wird der Finanzdisziplin 
~eopfert Lome wird nicht mehr Lome sein, wenn man den Kurs auf die Anpassung 
andert. Lome ISt für Entwicklung bestimmt."26 

1.1.3. Einschätzung der Lome-Verträge 

"Für die EG stellt all dies doch ein paar unliebsame und garstige Fragen. Wäh­
rend sie auf dem Papier als außerordentlich generös erscheint, waren doch alle 
Lome-Konzesslonen In der Praxis nichts als Schaufenster-Aufmachung. Dahinter 
verste<:k' Sich nichts als el.ne Konstruktion zum Schutz der eigenen Bauern und 
G~schaftsleut~. Das beschamende Resultat ist eine Entwicklungspolitik, die für die 
Wlrts~,ften In den ~m wenigsten entwickelten Ländern ohne jeglichen Erfolg 
blieb. Diese Elnschatzung stammt nicht aus einer antikapitalistischen Agit-Prop­
Postille aus der Zelt vor Gorbatschow, sondern aus dem angesehenen Wirtschafts­
organ "Financial limes", 

War Lome I noch von el~em partnerschaftlichen Geist getragen, wenn auch vor 
dem Hintergrund der Elndammung der Forderung nach einer Neuen Internationa­
~en Wirtschaftsordnung, so zeig,en die weiteren Verträge zunehmend die Tendenz 
zu einem Hmslnstrument neokolonialer Eingriffe" zu werden. Dennoch: Zieht man 
~Ie we.ltwlrtschaftllchen Rahmenbedingungen und die ökonomische, soziale und 
okologlsche Talfah.rt der Dritten Welt im vergangenen Jahrzehnt insgesamt in Be­
tracht, muß ~an nuchtern feststellen:.Trotz aller Verschlechterungen ist Lome das 
beste, was die Industnelander dem Suden derzeit zu bieten haben. 

1.2. Entwicklungszusammenarbeit mit den Mittelmeerländem28 

. Die Mittelmeer-Anrainerstaaten sind wirtschaftlich eng mit der EG verflochten. 
Die EG Importiert aus der Region zu 68 Prozent Erdöl und Bergbauprodukte, 20 
Prozent Industnewaren und 10 Prozent Nahrungsmittel und landwirtschaftliche 
Rohstoffe. Die 13 Staaten Nordafrikas und des Nahen Ostens liefern zumindest ein 
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Drittel ihrer Ausfuhren in die EG, bei Syrien, Marokko, Tunesien und Malta Ist es 
mehr als die Hälfte. Die EG verzeichnet dabei einen Hansfelsbilanzüberschuß. 

Aus militärisch-strategischen, wirtschaftlichen und transportpolitischen Gründen 
begann die EG in den sechziger Jahren, Einzelverträge mit verschiedenen Staaten 
abzuschließen. Ab 1972 wurde an einer Globalkonzeption für den Mittelmeerraum 
gearbeitet, die in Kooperations- und Assoziationsab~pmmen mit den Maghreb­
(Marokko, Algerien, Tunesien) und Mashrik-Staaten (Agypten, Syrien, Jordanien, 
nicht dabei: Libyen!), mit Israel und mit Malta mündete. 

Die Verträge sehen einen freien Zugang für alle industriellen Erzeugnisse zum 
EG-Mark1 vor und gewähren Zollbegünstigungen für einige Agrarerzj!ugnisse, vor 
allem Zitrusfrüchte, Obst und Gemüse. Darüberhinaus werden langfristige Darle­
hen der Europäischen Investitionsbank (EIB) und Zuschüsse für Entwicklungsvor­
haben und als Nahrungsmittelhilfe zur Verfügung gestellt. 

Durch das erste FInanzprotokoll (1978 - 1981) erhielten die Mittelmeerstaaten 
669 Millionen ECU, im zweiten Finanzprotokoll (1982 - 1986) flossen 1015 Millio­
nen ECU in die Region. Der Anteil <!.er Kredite lag jeweils deutlich über 50 Prozent. 
Die größten Empfängerländer sind Agypten und Marokko.

29 

Gefördert werden vornehmlich Projekte der industriellen Entwicklung, wobei 
Großprojekte eine maßgebliche Rolle spielen. Genannt sei der Staudamm Ait 
Chouarit in Marokko, der die Stadt Marrakesch und die landwirtschaft in der umlie­
genden Region mit Wasser versorgen und ein Wasserkraftwerk speisen soll. Die 
Gesarntkosten von 242 Millionen ECU werden zu einem Drittel von der EG ge­
deckt.3D 

1_3_ Die nicht-assoziierten Länder in Lateinamerika und Asien 

Die Entwicklungszusammenarbeit mit den nicht-assoziierten Entwick­
lungsländern in Lateinamerika und Asien ist durch ein "klassisches" Entwicklungs­
hme-Profil gekennzeichnet. Die Hälfte der Mittel fällt unter die Rubrik "finanzielle 
und technische Hilfe", ein Drittel besteht in Nahrungsmittelhilfe. Für den Zeitraum 
1991 _ 1995 plant die EG ein Budget von 2,9 Milliarden ECU für diese Regionen. 

Die Zusammenarbeit basiert auf Verträgen ohne Vorzugsbedingungen. Die Aus­
richtung auf die EG-Wirtschaftsinteressen tritt deutlich hervor. So unterstützt die 
EG die Ausbeutung des Eisenerz- und Bauxitvorkommens von Grande Carajas, 
mitten Im brasilianischen Regenwald, der die Holzkohle für die Hochöfen liefert, mit 
257 Millionen US-Dollar. Die EG bezieht die Produkte des Werkes zu einem auf 
Jahrzehnte hinaus garantierten Vorzugspreis. 

Den ASEAN-Staaten (Indonesien, Malaysia, Thailand, Philippinen, Singapur, 
Brunei) widmet die EG in Asien die meiste Aufmerksamkeit. Die Handelsbeziehun­
gen konnten zwischen 1980 und 1987 um 55 Prozent ausgeweitet werden. 

2. Die Handelspolitik der EG 

Die EG ist die führende Welthandelsmacht. Das Außenhandelsvolumen (ohne 
Handel innerhalb der Gemeinschaft) betrug 1987 rund 780 Milliarden ~S-Dollar.s1 
das entspricht einem Anteil von 37,7 Prozent (1987) am Welthandel. 2 Etwa ein 
Drittel der EG-Ein- und Ausfuhren wird mit der Dritten Welt abgewickelt. Die EG ist 
damit die Wichtigste Handelspartnerin der Entwicklungsländer. 
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Die Gemeinschaft profitiert von der neokolonialen Arbeitsteilung. 80 Prozent ihrer 
Importe aus der Dritten Welt bestehen aus Rohstoffen, der Anteit hat sich seit 1970 
nicht verändert Exportiert werden hingegen zu 80 Prozent Fertigwaren. In diesem Be­
reich elZielte die EG 1982 einen Handelsbilanzüberschuß von 80 Milliarden ECU.33 In 
Rechnung zu stellen ist auch der VeMust von rund 100 Milliarden US-DoIlar, den die 
schwarzafrikanischen Länder im Zeitraum 1981 - 1986 durch Vertall der Rohstoffpreise 
zu verzeichnen hatten. Die EG kann drei Viertel davon als Gewinn verbuchen.34 

2.1. AI/gemeines Präferenz System (APS) 

Das APS gewährt allen Entwicklungsländem - sofern sie nicht ohnehin günsti­
gere VOlZugsregelungen aus Lome oder anderen Assoziierungsverträgen genie­
ßen - Zollbefreiungen oder -ermäßlgungen beim Export von Fertigwaren. Die Maß­
nahme soll die Industrialisierung in der Dritten Welt fördem. 

Rund 68 Prozent der Exporte von Entwicklungsländern in die EG sind bereits 
zolHrei. Da von der APS-Regelung die Schwellenländer am stärksten profitieren, ist 
vorauszusehen, daß bei der für 1990 anstehenden Neuver;landlung die wettbe­
werbsfähigen Staaten (z.B. die "vier Tiger" Südkorea, Talwan, Singapur und Hong­
kong) aus der Präferenzierung herausgenommen werden . 

Das APS hat freilich Schutzklauseln zugunsten der EG-eigenen Industrien ein­
gebaut. Die allgemeine Tarrtgestaltung beruht auf dem Prinzip: Je weiter ein Pro­
dukt verarbaitet ist, desto höher der Zollsatz. Ananas werden bei der Einfuhr in die 
EG mit einem Zollsatz von 9 Prozent belegt. Sind sie bereits in Dosen verpackt, 
steigt der Satz auf 32 Prozent und für den Import von Ananassaft müssen 42 Pro­
zent Zoll abgeliefert werden.35 Eine Variante besteht darin, die Präferenzzölle nur 
für ein bestimmtes Kontingent zu gewähren: Malaysia kann beispielsweise 86.000 
Kubikmeter Sperrholz zollfrei In die EG exportieren. ~ie darüber hinausgehende 
Menge wird mit einem Zollsatz von 11 Prozent belegt. 

Eine weiter Schutzklausel erlaubt den EG-Staaten Anti-Dumping-Maßnahmen, 
d.h. Einfuhrbeschränkungen unter bestimmten Bedingungen. So wurden Singapur 
und Hongkong 1987 die Präferenzen für elf Produkte VOllständig gestrichen. Die 
EG-Kommission gibt an, daß im sei ben Jahr bei 577 Zollpositionen im industriellen 
Bereich Mengenbeschränkungen einzelner EG-Mitgliedsländer bestanden.37 

Als hinderlich erweisen sich auch die sogenannten nicht-tarifären Handels­
hemmnisse. Einfuhren werden durch Gesundheitsstandards oder Normvorschriften 
erschwert. Frankreich beispielsweise erließ kurzfristig die Vorschritt, daß Videore­
corder aus Südkorea zwar unbeschränkt eingeführt werden dürften, aber nur, 
wenn sie im Zollamt von Bordeaux abgefertigt würden. Die wenigen MitarbeIterIn­
nen des Zollamtes Bordeaux waren damit völlig überlastet, sodaß die Geräte mo­
natelang a:\ll Halde lagen und nur geringe Stückzahlen tatsächlich auf den Markt 
gelangten. 

In "freiwilligen Selbstbeschränkungsabkommen" werden ebenfalls bilaterale 
Handelseinschränkungen festgelegt, um die Freihandelsprinzipien des GA TI (Ge­
neral Agreement on Tariffs and Trade) zu umgehen. Geregelt sind unter anderem 
die Märkte für Autos, Werkzeugmaschinen, Stahl, elektronische Erzeugnisse und 
Textilien. Die EG hat 135 Selbstbeschränkungsabkommen geschlossen, 65 davon 
mit Entwicklungsländern.39 

.~ürgen Wiemann vom Deutschen Institut für Entwicklungspolitik sieht in den 
Praferenzregelungen der EG protektionistische Interessen, die entwicklungspoli-
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tisch verbrämt werden, denn die Behinderung der Exporte von leistungsfähigeren 
Entwicklungsländern ist dann weniger anstößig, wenn gleichzeitig den weniger ent­
wickelten Ländern Präferenzen eingeräumt werden, die diese ohnehin nicht nützen 
können, wie beispielsweise der zollfreie Zugang für Industriegüter aus den kaum 
Industrialisierten AKP-Staaten.40 

2.2. EG-Binnenmarkt und seine Auswirkungen auf die Dritte Welt 
, 

Ab 1. Jänner 1993 soll in den Mitgliedsstaaten der EG der einheitliche Binnen­
markt verwirklicht sein. Viele Außenstehende, vor allem die Dritte Welt , befürchten , 
daß damit eine 'Festung Europa" geschaffen wird, d.h. daß die wirtschaftliche li­
beralisierung nach innen mit einer Abschottung nach außen einhergeht. Sollten et­
wa jetzt gültige nationale Handelsbeschränkungen einzelner Mitgliedsländer auf 
den gesamten EG-Markt ausgedehnt werden , hätte das stark protektionistische 
Auswirkungen. 

Vorteile bringt der Binnenmarkt für 
• Firmen mit Produktionsstandort innerhalb der EG, 
• Länder, die auf Massenproduktion eingestellt sind und große Märkte versor-

gen können,.. . .. 
• Länder, die flexibel auf die Anderung der Produktionsnormen reagieren kon-

nen. 
Sicher treffen diese Voraussetzungen auf Schwellenländer eher zu als auf die 

ärmsten Entwicklungsländer. EG-Generaldirektor Dieter Frisch stellte fest, Japan 
werde diese Möglichkeiten leichter ergreifen können . als Senegal und Südkorea 
leichter als Burkina Faso." Die EG verspricht zwar, die Flut werde alle Boote flott 
machen, d.h. Wirtschaftswachstum in der EG führe auch zu verstärkter Rohstoff­
nachfrage, abar 1m Zeitalter der Computer- und Biotechnologie ist dieser Schluß 
nicht mehr gültig. 

2.2.1. Textilien 

Der Welttexlilmarkt ist seit 32 Jahren durch das Multifaserabkommen (MFA) ge­
regelt. Es handelt sich dabei um eine "freiwill ige" Exportmengenbeschränkung von 
Entwicklungsländern, das MFA gilt nicht für Industrieländer-Exporte in d.i~ EG. 
Nach Schätzungen der Vereinten Nationen gehen der Dritten Welt dadurch Jahrhch 
etwa eine Milliarde Pf~nd (rund 20 Milliarden Schilling) an Einnahmen aus dem 
Texlilhandel verloren.4 

Die derzeitige Regelung , daß jedes EG -Mitgliedsland unterschiedliche Einfuhr­
kontingente erlaubt, geht nicht konform mit dem Binnenmarktkonzept. Das MFA 
läuft 1991 aus. Zwei Szenarien sind denkbar: Entweder die EG beschließt ein eln­
heiHiches Kontingent für den Gesamtrnarkt oder der Textilbereich wird wieder den 
allgemeinen GA TI-Bestimmungen untergeordnet, was zweifellos Vorteile für die 
textilexportierenden Entwicklungsländer mit sich bringen würde. 
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2.2.2. Bananen 

Die EG liegt bei Bananenimporten weltweit an der zweiten Stelle. In sechs, EG­
Ländern sind Bananen aus AKP-Staaten (Windward-Islands, K~erun, Cote d Ivol­
re, ... ) stark bevorzugt. Die andere Hälfte des EG-Bedarfs Wird von den billigen 
' Dollar-Bananen' gedeckt. Sie stammen vorwiegend von den Plantagen der be­
rüchtigten Multis 'United Brands' und 'Dei Monte' in Honduras, Costa RIeB, Pana­
ma und Kolumbien und sind nicht zuletzt aufgrund der dort herrschenden repressI­
ven Arbeitsbedingungen um 30 bis 50 Prozent billiger. 

Wird im Zuge des Binnenmarktes auch eine Liberalisierung der Bana­
neneinfuhren durchgeführt, verlieren z.B. auf den Windward Islands rund 50.000 
Kleinbauern und -bäuerinnen ihre Lebensgrundlage. In Lome IV ist zwar festgelegt, 
daß die karibischen Exporteure keine Verluste erleiden werden, das Wie bleibt al­
lerdings unklar. 

2.2.3. Spielzeug 

Als die Exporterfolge der industriellen Spielwarenhersteller aus Sü~ostasien 
wuchsen reagierten EG-Staaten mit Protektionismus. Frankreich verhangte Im­
portbeschränkUngen Großbritannien verwies auf die 'Unsicherheit' der Importpro­
dukte. Eine Ausdeh~ung der Normen über Gesundheitsgefährdung und Sicherheit 
der Spielwaren auf den gesamten Binnenmarkt kann auch dazu dienen, unliebsa­
me Konkurrenten auszuschalten. 

Im Hinblick auf den EG-Binnenmarkt sei hier an den bundesdeutschen SPD-Po­
litiker Schumacher erinnert, der bereits Anfang der fünfziper Jahre vor dem '4-K­
Europa" warnte: Die zu schaffende GemeInschaft werde konservativ, klerikal, ka­
pitalistisch und kartellistisch' sein."" 

3_ Die Agrarpolitik der EG 

Wie bereits erwähnt besteht ein nicht unbeträchtlicher Teil der EG-Entwic!<­
lungshilfe in Nahrungsmittellieferungen. Jährlich werden Getreide, Milchpulver, 01 
und Zucker im Wert von rund 500 Millionen ECU in die Dritte Welt verschenkt, nur 
10 Prozent davon können als Katastrophenhilfe angesehen werden. 

Die regelmäßige Lieferung von Nahrungsmitteln scham in den Ent­
wicklungsländern neue Abhängigkeiten und Konsumgewohnheiten und konkurren­
ziert die Eigenproduktion. So gereichte die 'Operation Flood', eine großang.elegte 
Versorgung Indiens mit Milchpulver und Butteröl, zum Schaden der heimischen 
kleinbäuerlIchen Milchwirtschaft.

44 
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Der Hauptzweck der Nahrungsmittelhine liegt in der Verwertung jener Uberschüsse, 
die durch das System der EG-Agrarpolitik produziert werden. 

3_1. Gemeinsame Agrarpolitik (GAP) 

Die Gemeinsame Agrarpolitik der EG ist ein klassisches Beispiel für schlecht 
funktionierende Planwirtschaft. Sie verschlingt mit 25 Milliarden ECU rund zwei 
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Drittel des. EG-Haushalts. Für einige Produkte werden Richtpreise festgesetzt. Die 
Bauern konnen mit der Abnahme zum fixen InterventicJl?spreis rechnen. Billigere 
Importe werden durch Abschöpfungen verteuert, was unter anderem zulasten der 
Dritten Welt geht. Liegen die Weltmarktpreise unter den Richtpreisen , so gewährt 
die EG ExpertstOtzungen, um die Produkte absetzen zu können. 

Dieses Dumping auf den Weltmärkten fügt den Entwicklungsländern Verluste in 
Höhe von rund 5 Milliarden US-Dollar jährlich zu. Als Beispiel sei ein Rindfleisch­
Geschäft von 1986 angeführt. Die EG lieferte an Brasilien Rindfleisch zum Preis 
von weniger als 1 DM pro Kilo, obwohl die Gestehungskosten in Eur<;>pa bei rund 
2,60 DM pro Kilo liegen. Erfolg der Aktion: Die argen tin ische Konkl'Jrrenz wurde 
ausgeschaltet. 

3.2. Bitterer Zucker 

Durch massive Überproduktion stammen derzeit rund 30 Prozent des weltweit 
gehandelten Zuckers aus der EG - mehr als ganz Afrika produziert. Die EG ist 
nicht Mitglied im Internationalen Zuckerabkommen und subventioniert ihre Ausfuh­
ren so stark, daß der Weltmarktpreis derart tief gesunken ist, daß er die Produk­
tIonskosten auch in anderen Teilen der Welt nicht mehr deckt. Zwar wird den AKP­
Staaten im Zuckerprotokoll des Lome-Vertrages die Abnahme einer Mindestmenge 
zu fixen Preisen garantiert. Jedoch würde eine Liberalisierung des Zuckermarktes 
den Produzentenländern Mehreinnahmen verschaffen, die dem zwei- bis dreifa­
chen Umfang der deutschen Entwicklungshilfeleistungen entsprächen. 

Die Perspektiven für die Rohrzuckerproduzenten aus der Dritten Welt sind kei­
nesfalls roSig. Der Binnenmarkt könnte die einzige Rohrzuckerraffinerie der EG in 
Großbritannien in Schwierigkeiten bringen, andererseits könnte der Bedarf an na­
türtichem Zucker in naher Zukunft drastisch sinken. Die US-amerikanischen Her­
steller von Soft-Drinks (Colas, Limos, .. . ) sind bereits völlig auf die biotechnolo­
gisch hergestellte Isoglycose (Kunstzucker aus Mais) umgestiegen. 

3.3_ Fast-Food für Kühe und Schweine 

Ein Großteil der Überschußproduktion wäre nicht möglich ohne billige Futtermit­
tel aus der Dritten Welt.4S Die EG importiert jährlich rund 25 Millionen Tonnen, z.B. 
Soja aus Brasilien und Tapioka aus Thailand. 

Die Futtermittelplantagen beanspruchen Anbauflächen, die zur Selbstversor­
gung mit Nahrungsmitteln fehlen. In Brasilien wächst Soja auf 10 bis 12 Millionen 
Hektar Ackerland, 88 Prozent davon dienten früher der Produktion von Grundnah­
rungsmitteln. Indirekte Folge ist die weitere Zerstörung des tropischen Regenwal­
des. Die vertriebe,':len Kleinbauern und -bäuerinnen sind gezwungen, sich wieder 
neues Land zum Uberleben urbar zu machen. 

Wer profitiert von diesem höheren Wahnsinn der EG-Agrarpolitik? Einer der 
größten Nutznießer ist zweifellos der italienische Ferruzzi-Konzern.4ö Er gilt als 
drittgrößtes Unternehmen im agro-industriellen Bereich, beherrscht den europä­
Ischen Getreide- und Zuckerhandel (18 Prozent des EG-Marktes) und besitzt 
Mehrheitsanteile an der größten italienischen Chemiefirma Montedison. Seinen 
Aufstieg verdankt Ferruzzi nicht zuletzt der geschickten Ausnützung der EG-Sub­
ventionspolitik im landwirtschaftlichen Bereich. 
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Konzernchef Raul Gardini ist von Beruf Agrarwissenschafter und Mitglied des 
Beratungsgremiums d~r EG-Kommission in Landwirtschaftsfragen. Als solcher rät 
er der EG zu weiterer Uberschußproduktlon. Die nachwachsenden landwirtschaftli­
chen Rohstoffe sollten seiner Meinung nach als Grundstoffe für die chemische In­
dustrie eingesetzt werden. Eines seiner Lieblingsprojekte ist die Einführung von Al­
kohol als Bezinzusatz. Die Vorschläge Gardinis sind wohldurchdacht. Schließlich 
verfügt er in diesem Bereich neben sämtlichen geeigneten Produktions- und Verar­
beitungsindustrien auch noch über Vertriebssysteme bis hin zu den Tankstellen 
der französischen Firma "Total'. 

4. Transnationale Konzerne 

Die Orientierung auf den EG-Binnenmarkl hat eine enorme Welle der Konzen­
tration und Zentralisation des Kapitals in Gang gesetzt, die sich nach 1992 noch 
verstärken dür!1e. Daß dabei durch Rationalisierungen und Fusionen Arbeitsplätze 
In Gefahr geraten, zeigt das Schicksal der altehrwürdigen deutschen Firma 'Kaffee 
HAG'. Sie wurde 1979 an den Nahrungsmittelmulti General Food verkauft, der sei­
nerseits 1985 um 6,3 Milliarden US-Dollar vom US-amerikanischen ursprünglichen 
Tabakkonzern Philipp Morrls übernommen wurde. Philipp Morris kaufte 1988 als 
zweites Standbein im Lebensmittelsektor die Kraft GmbH um 12,4 Milliarden US­
Dollar. Folge dieser Transaktionen: Allein in der BRD gingen rund 1.000 Arbeits-
plätze verloren. . 

Auch die Chemiekonzerne rüsten auf. Schering und Sandoz fusionieren Ihre Pe­
stizidproduktion und steigen gemeinsam in die Gentechnologie und Saatgutpro­
duktion ein. Bayer & Co. bilden auch eine starke Lobby in Brüssel im Hinblick auf 
Umweltpolitik und Umweltschutzauflagen. 1985 wurden 161.000 Tonnen PestiZide 
produziert und 160.000 Tonnen davon exportiert. Die Dritte Welt gilt als wichtigerer 
Absatzmarkt als das Inland. 

Westeuropäische Länder wie die BRD und Italien werden zunehmend wichtige­
re Ausgangsländer für Direktinvestitionen auch In der Dritten Welt. Italien und 
Frankreich haben rund 30 Prozent ihrer Auslandsinvestitionen in Entwicklungslän­
dern, die BRD und die Niederlande rund 15 Prozent. Britische Kapitalflüsse bewag­
tan sich in den achtziger Jahren tendenziell weg von Afrika und gingen bevorzugt 
nach Lateinamerika. Insgesamt war die Zunahme der Direktinvestitionen in den 
südlichen EG-Ländern deutlich stärker.47 

Zur Einschätzung der Durchdringung peripherer Volkswirtschaften mittels Di­
rektinvestitionen sei nochmals der lateinamerikanische Wirtschaftswissenschafter 
Franz J. Hinkelammert zitiert: 'Die einzige Nettoinvestition in Lateinamerika ist das 
erste Schiff von Kolumbus gewesen. Das zweite Schiff wurde bereits durch die Ge­
winne bezahlt, die die erste Reise hinterlassen hatte.,48 

5. Varschuldungskrise 

Transnationale Konzerne spielten auch eine nicht unwesentliche Rolle bei der 
Entstehung der Verschuldungskrise, wie folgender Fall aus Argentinien zeigt:49 Die 
Selva Oil (USA) kaufte Anteile an Plus Petrol (Argentinien). Zur Durchführung der 
Transaktion gründet die Selva Oil eine Tochterfirma in Argentinlen mit einem Ei­
genkapital von 100 US-Dollar (!). Diese nimmt einen Kredit in Höhe von 55 Millio-
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nen US-Dollar bei einer europäischen Bank auf. um ihre Rechnung zu begleichen. 
Natürlich ist Selva Oil Argentina von Beginn an zahlungsl1nfähig. Der Internationale 
Währungsfonds (IWF) zwingt die argentinische Regierung im Zuge von 
Umschuldungsverhandlungen. auch Kredite von Privatunternehmen zu garantie­
ren. Die Folge: Argentinien ist zusätzlich mit weiteren 55 Millionen US-Dollar ver­
schuldet. und die US-amerikanische Selva Oil schneidet an der Ausbeutung der ar­
gentinischen Erdölvorkommen kräftig mit. 

Die EG-Länder haben zwar einen hohen Anteil an Forderungen - ein Drittel der 
öffentlichen und privaten Auslandsschulden der Dritten Welt -, im Bereich der Ent­
schuldungsinitiativen haben sie sich aber bisher sehr zurückgehalten' und spielen 
'Trittbrettfahrer der Schuldenkrise'. Ihre Geschäfte werden offenbar zufriedensteI­
lend vom IWF erledigt. Immerhin flossen 1988 rund 8 Milliarden US-Dollar aus dem 
Schuldendienst an Banken in Großbritannien, der BRD und Frankreich.50. 

Die EG selbst ist nur gering in das Schulden karussell verwickelt. Das Thema 
Schuldenstreichung wurde daher bei den Lome-Verhandlungen leicht abgeschmet­
tert. Angesichts des Schulden berges von 180 Milliarden DM. für den allein Zinsen 
in der dreHachen Höhe der jährlichen Lome-Mittel anfallen , wären weitreichende 
europäische Maßnahmen dringend nötig. 

6. EG und der Umbruch im Osten 

Das Gras leidet, wenn die Elefanten miteinander kämpfen - es leidet auch, 
wenn sie sich lieben. Dieses afrikanische Sprichwort beschreibt treffend die gegen­
wärtige Lage der Dritten Welt angesichts der zunehmenden Ost-West-Entspan­
nung. Zwar ist keine direkte Umlenkung von EG-Mitteln vom Süden in den Osten 
feststellbar, aber schon die Höhe der angekündigten Hilfen zeigen die deutlichen 
Präferenzen der Gemeinschaft: Während für Polen und Ungarn rund 60 US-Dollar 
pro Kopf bereitgestellt werden sollen, müssen sich die AKP-Staaten mit 7 US-Dol-
lar pro Kopf zufriedengeben. . 

Das Wirtschafts- und Investitionsinteresse geht eindeutig nach Osten. Derzeit 
werden die Förderbänder tür den Profittransfer aus den ehemaligen sozialistischen 
Ländern montiert. Die Orientierung nach Osten bedeutet den Aufschub für eine po­
litische Lösung des Nord-Süd·Konfliktes. Das kapitalistische System muß sich vor­
läufig nicht mehr mit den sich zuspitzenden Widersprüchen .zwischen der Zah­
lungsunfähigkeit der Dritten Welt und den Handels- und Investitions Interessen der 
Industrieländer auseinandersetzen. Die Expansionsmöglichkeiten im Osten lassen 
die Entwicklungsländer noch entbehrlicher erscheinen. 

Zwei Szenarien sind denkbar. In Schlagworten: Entweder beginnt die Dritte Welt 
ab demnächst an der Oder-Neiße-Grenze oder der Osten wird an der Ausbeutung 
des Südens beteiligt. Beide Perspektiven sind für die Entwicklungsländer nicht ro-

Si
g
ole erzwungene Abschottung birgt aber auch kleine Chancen für die Dritte 

Welt.51 Das Ende des Ost-West-Konfliktes - und damit von Stellvertreterknegen -
könnte dazu beitragen, eigenständige Lösungen für regionale und nationale Aus­
einandersetzungen zu finden und die wirtschaftliche Kooperation zwischen den 
Entwicklungsländern voranzutreiben. 
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7. Die EG-Entwicklungspolitik und Österreich 

Außenminister Alois Mock erwartet sich durch den EG·Anschluß Österreichs eI­
nen "heilsamen Druck" zur Erhöhung der österreich ischen Entwicklungshilfelel· 
stungen. Abgesehen von der bereits angestrebten Anlehnung der ös!!'rreichischen 
Entwicklungspoltik an die EG-Kriterien gibt es keine konzeptionellen Uberlegungen 
für die Rolle. die Österreich im Rahmen der EG·Entwlcklungszusammenarbeit 
übernehmen sollte. 

Die Darstellung der EG-Entwicklungspolitik auf den vorangegangenen Seiten 
sollte klargemacht haben, daß entgegen der blinden EG-Euphorie ein Beitritt 
Österreichs zu dieser Gemeinschaft aus entwicklungspoltischen Gründen nicht er­
strebenswert ist. Zu erwarten wären weniger Mitbestimmung aber mehr Mitverant­
wortung für die Ausgrenzung und Ausbeutung der Dritten Welt und für eine 
Entwicklungspolitik, bei der die eine Hand ein Vielfaches von dem stiehlt, was die 
andere gibt. 
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RolandAngerer, OIE, Tuchlauben 8/16, A-l0l0 Wien 
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Elfriede Ch. Neubauer 
PARTNERSCHAFTEN ZWISCHEN ERSTER UND DRIT­
TER WELT - BEGEGNUNGEN ZWISCHEN KULTUREN 

Der Begriff der "Partnerschaft" - in Zusammenhang mit Entwicklun~spolitik/Ent­
wicklungshilfe - hat sich fast ausschließlich für die kommunale Entwicklungszu­
sammenarbeit eingebürgert. Damit ist die Kooperation auf Gemeindeebene ge­
rneint, die sogenannte Städtepartnerschaft. Partnerschaften können aber auch zwi­
schen Stadtteilen bzw. Institutionen (Schulen, Krankenhäusern, Universitäten) ent­
sprechender Gemeinden in Nord und Süd eingegangen werden. 

1. Städtepartnerschaften 

Schon in den 60er Jahren hat die International Union of Local Authorities (IULA) -
eine Unterorganisation der UNO - den Versuch gemacht, die Gemeinden der Indu­
striestaaten zur Kooperation mit Gemeinden in Entwicklungsländern anzuregen. 
Dieser Versuch blieb zunächst ohne Erfotg. Erst in den 70er Jahren, als die Kritik 
an den staatlichen Entwicklungshilfe-Programmen lauter wurde und sich heraus­
stellte, daß die bishenge Entwicklungspolitik ein immer stärkeres Auseinanderdrif­
ten von armen und reichen Ländern nicht verhindern ~onnte, begannen sich enga­
gierte Gemeinden in etlichen europäischen Länden für die kommunale Entwick­
lungszusammenarbeit zu interessieren. Mitte der 70er Jahre waren es in den Nie­
derlanden 25 Städte, die Partnerschaften mit Dritte-Welt-Ländern konstituierten , 
heute sind es 280, ein Drittel aller holländischen Stadtgemeinden. In der BRD sind 
es etwa 400 Gemeinden, in Österreich 7.' 

Der Anstoß für eine Gemeinde, entwicklungspolitisch aktiv zu werden, kommt 
meist von einer lokalen Dritte-Welt-Gruppe, einer Solidaritätsgruppe, die die not­
wendige Öffentlichkeitsarbeit leistet, um das Interesse der Bevölkerung an den 
Problemen des entsprechenden Entwicklungslandes zu wecken. Das Solidaritäts­
komitee versucht dann Vertreter Im Gemeinderat für diese Idee zu gewinnen, da­
mit diese einen Antrag für die StädtepartnerSchaft stellen. Häufig kommt es schon 
vorher zu Kontakten mit bekannten Persönlichkeiten oder Politikern, die eine offi­
zielle Partnerschaft vorbereiten helfen (z.B. in Salzburg war es der Besuch des da­
maligen nicaraguanischen Kulturministers Ernesto Cardenal, der 1983 in einem 
Gespräch mit Bürgermeister Reschen , Leon als Partnerstadt für Salzburg vor­
schlug). Mit dem formellen Beschluß einer Städtepartnerschaft im Gemeinderat 
sind meist auch Zusagen finanzieller Art verbunden , die bestimmte Projekte betref­
fen. 

Das Selbstverständnis, die Leitideen, denen sich Städtepartnerschaftsgruppen 
verpflichtet fühlen , kommen sehr klar im sogenannten "Kölner Aufruf " zum Aus­
druck - einer Grundsatzerklärung, die anläßlich der 1. Konferenz über Städte und 
Entwicklung im Jahr 1985 in Köln von Gemeindevertretern aus 47 europäischen 
Städten und Vertretern vieler Nicht-Regierungs-Organisationen verabschiedet wur­
de. Schon aus dem Titel "Von der Wohllätigkeit zur Gerechtigkeit" geht hervor, daß 
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